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Eine „rote Welle“ erfasst Ostdeutschland
Zu den Umfragewerten der SPD schreibt die italieni-
sche Zeitung La Repubblica aus Rom:
„Es gibt eine Kettenreaktion durch das Scholz-Come-
back: Die ,rote Welle‘ steckt gerade auch den ehemali-
gen Osten Deutschlands an – und das nicht nur weil
die SPD zwei charismatische Figuren wie Manuela
Schwesig für die Landtagswahl in Mecklenburg-Vor-
pommern und Franziska Giffey als Bürgermeisterkan-
didatin für Berlin gewählt hat. In Anbetracht der Parla-
mentswahl am 26. September scheinen die Sozialde-
mokraten überall zu wachsen, auch in den traditionel-
len Hochburgen der rechtspopulistischen AfD. Unter-
dessen kursiert in Berlin für die Zeit nach Merkel, an-
geführt von Scholz, schon eine Liste möglicher Minis-
ter einer Ampelkoalition aus SPD, Grünen und der li-
beralen FDP. An einer möglichen Allianz mit den Grü-
nen zweifeln wenige.“

Es fällt schwer, sich von Mutti zu lösen
The Sunday Times aus London kommentiert den
deutschen Wahlkampf so:
„Dies ist ein Land, in dem die CDU früher mit dem
Slogan ,Keine Experimente‘ Wahlkampf gemacht hat.
Deutschland hat im letzten Jahrhundert mehr als ge-
nug Melodramen erlebt. Die meiste Zeit ihrer Amts-
führung vermittelte Merkel ihren Anhängern ein Ge-
fühl der Sicherheit. Das Gefühl, sich in den Händen ei-
nes Systems zu befinden, das so zuverlässig ist wie ein
Auto von BMW oder ein Wäschetrockner von Bosch.
Sie machen sich keine Gedanken darüber, wie oder
warum es funktioniert. Es interessiert sie nur, dass es
funktioniert. In der Endphase der Merkel-Jahre
scheint diese Art der Geschäftsführung ausgedient zu
haben. Der Wahlkampf für die Bundestagswahl in die-
sem Monat – ein Dreikampf zwischen CDU/CSU,
SPD und Grünen – ist im Grunde ein Kampf um Mer-

kels Nachfolge. Keine der drei Parteien hat eine Poli-
tik vorgelegt, die ernsthaft von ihren Leitlinien ab-
weicht. Die Grünen behaupten, sie werde heimlich
für ihre Partei stimmen. Und Olaf Scholz, der Finanz-
minister und SPD-Vorsitzende, hat sich mit zur Mer-
kel-Raute geformten Händen fotografieren lassen.
Noch fällt es schwer, sich von Mutti zu lösen. Doch
der Wandel wird kommen.“

Ungewisse Konturen der Zeit nach Merkel
Auch der Londoner Guardian befasst sich mit der
bevorstehenden Bundestagswahl:
„Hätte Angela Merkel kandidiert, würde sie mit gro-
ßer Wahrscheinlichkeit gewinnen. Nach 16 Jahren im
Amt ist das ein Kompliment für ihre politischen Fähig-
keiten und ihren konsensorientierten Regierungsstil.
Aber da Deutschland vor großen Herausforderungen
steht, wie der Erfüllung einiger der ehrgeizigsten Kli-

maziele der Welt und dem Umgang mit einer schnell
alternden Bevölkerung, wird sich eine neue Generati-
on von Führungskräften in neuen Zeiten profilieren
müssen. Wie sich eine künftige Koalition zusammen-
setzen wird, lässt sich kaum vorhersagen, so unsicher
ist das Rennen, in dem die Führung bereits dreimal ge-
wechselt hat. Die wirtschaftsliberale FDP könnte –
zum Beispiel – nach dem 26. September zum Königs-
macher werden und die Bekenntnisse der Mitte-links-
Parteien zu höheren Steuern, mehr Staatsausgaben
und grünen Investitionen aushebeln. Drei Wochen
vor dem Wahltag schauen die Deutschen in die Zu-
kunft ihres Landes nach der Ära Merkel, doch sie er-
kennen nur ungewisse Konturen.“

Die EU soll mit Flüchtlingen erpresst werden
Die niederländische Zeitung De Telegraaf kommen-
tiert die Lage an der Grenze Polens zu Belarus:

„Die EU ist mit einer neuen Form der Erpressungspoli-
tik konfrontiert. Die Waffe: Migranten. Zu Tausenden
werden sie illegal über die Grenze gejagt, um so Druck
auszuüben. Wie kann Brüssel dem Einhalt gebieten?
Die Migrationspolitik ist die Achillesferse der EU. An-
gesichts des zu erwartenden Flüchtlingsstroms aus Af-
ghanistan herrscht jetzt wieder Panik. Regimes, die
mit einem Mitgliedstaat oder der gesamten Union ein
Hühnchen zu rupfen haben, nutzen dies in letzter Zeit
aus. Der belarussische Machthaber Alexandr Luka-
schenko geht dabei am weitesten. Der Despot hat Tau-
sende Migranten aus dem Irak unter Vorspiegelung fal-
scher Tatsachen nach Belarus gelockt, um ihnen dann
den Weg nach Polen, Lettland und Litauen zu weisen.
So versucht er, der EU wegen der Verhängung von neu-
en Sanktionen zu schaden und Nachbarländer für die
Unterstützung von geflüchteten Oppositionellen zu be-
strafen. Die Folge ist ein Chaos an der Grenze.“

STIMMEN DER ANDEREN

T
obias S. ist nicht gegen Corona
geimpft. Nicht weil er nicht will,
sondern weil er nicht kann. Vor
zehn Monaten wurde ihm ein

Herz transplantiert. Nach einem so schwe-
ren Eingriff raten Mediziner zunächst
von jeder Impfung ab, im Fall von S. sogar
für zwölf Monate. Das Risiko, dass sein
Immunsystem zu heftig reagiert und das
neue Organ abstößt, ist zu groß. Weil er
sich noch nicht durch eine Impfung vor
Covid-19 schützen kann, schottet sich S.
von der Außenwelt ab – und hofft darauf,
dass möglichst viele Gesunde den Aufru-
fen zum Impfen folgen. „Bei den soge-
nannten ‚Querdenkern‘ wird man die we-
nigsten umstimmen können“, sagt S. am

Telefon. Seit seiner Operation ist das die
Form von Kommunikation, bei der er sich
am wohlsten fühlt, weil er vor Infektio-
nen geschützt ist. „Aber die Zweifler, die
für sich selbst Risiken sehen, lassen sich
vielleicht überzeugen.“

Um jene, die noch zögern, wirbt die Po-
litik, mit Anreizen und mit Druck. Die
derzeitige Impfquote – etwa 61 Prozent
der Bevölkerung sind vollständig geimpft
– reiche angesichts der gefährlicheren
Delta-Variante des Virus nicht aus, um
eine Überlastung des Gesundheitssys-
tems im Herbst und Winter zu verhin-
dern, mahnte zuletzt Bundesgesundheits-
minister Jens Spahn. Die Inzidenz sei un-
ter den Ungeimpften mehr als zehnmal so
hoch wie unter den Geimpften. Der Viro-
loge Christian Drosten von der Berliner
Charité rechnet sogar damit, dass in den
kommenden Monaten wieder Kontaktbe-
schränkungen nötig sein werden, wenn
die Impfquote nicht deutlich steigt.

„Wenn Corona auch in diesem Herbst
mit Wucht wiederkommt, habe ich schon
Bedenken, wie das wird“, sagt Tobias S.
Er ist 48 Jahre alt und lebt in einer klei-
nen Stadt in Baden-Württemberg. 2018
wurde bei ihm eine seltene Erkrankung
festgestellt: eine arrhythmogene rechts-
ventrikuläre Kardiomyopathie (ARVC).
Das Muskelgewebe der Herzkammerwän-
de wird dabei nach und nach durch Bin-
de- und Fettgewebe ersetzt. Meist ist wie
bei S. die rechte Kammer betroffen, in

manchen Fällen aber auch die linke. „Das
sieht im Endstadium aus wie das Fettge-
webe bei einem rohen, küchenfertigen
Hähnchen“, sagt S. Die Veränderungen
verursachen Herzrhythmusstörungen, die
zum plötzlichen Herztod führen können.

Tobias S. wurde an einem Sommertag
vor drei Jahren klar, wie krank er war.
Schon morgens auf dem Weg zur Arbeit
fühlte er sich nicht gut. Am Nachmittag
stellte sein Hausarzt lebensbedrohliche
Herzrhythmusstörungen fest, einen Blut-
druckabfall und einen Puls von 197. S.
kam ins Diakoniekrankenhaus nach
Schwäbisch Hall. Nach einer Woche hatte
er die Diagnose: ARVC. In Deutschland
erkrankt im Schnitt etwa einer von fünf-
tausend Menschen daran. Die Ursache ist
meist genetisch bedingt, und die Erkran-
kung ist an Nachkommen vererbbar. S.
wurde ein Defibrillator eingesetzt, der die
Rhythmusstörungen durch einen elektri-
schen Schlag unterbrechen sollte. Doch
der „Defi“ musste zu oft eingreifen. Nach
dem sechsten Mal war klar: Einen weite-
ren Schock würde S. wohl nicht überle-
ben. Während die Corona-Neuinfektio-
nen in Deutschland im Oktober 2020 zum
zweiten Mal stark anstiegen, wurde ihm
ein Spenderherz transplantiert.

Seine Ärzte gehören seitdem zu den we-
nigen direkten Kontakten, die S. hat. Sein
Leben spielt sich vor allem im Haus sei-
nes Vaters ab. Nach vier Wochen Kran-
kenhaus und vier Wochen Reha zog er An-

fang des Jahres dort ein – und mit ihm
strenge Corona-Regeln. Damit beide das
Haus möglichst selten verlassen müssen,
kauft eine Frau aus dem Ort für sie ein.
Einmal pro Woche besorgt der Vater, was
noch fehlt. Aber nur zu Zeiten, zu denen
in den Geschäften wenig los und die Ge-
fahr, sich anzustecken, klein ist.

Ausgehen, Freunde treffen, Reisen, all
das ist für beide seit Monaten nicht mehr
möglich, unabhängig von den jeweils gel-
tenden Corona-Regeln. Nicht einmal die
in der Pandemie boomenden Essensliefer-
dienste konnten sie nutzen. Seit der Trans-
plantation muss Tobias S. sich keimredu-
ziert ernähren und deshalb selbst kochen.
Wenn er von seinem Alltag erzählt, klingt
er ruhig und aufgeräumt. Er surfe im In-
ternet, lese, sehe fern, erledige, was im
Haushalt anfalle, oder ruhe sich im Gar-
ten aus. Einmal am Tag geht er zum Spa-
zieren nach draußen. „In der Natur kann
ich frei denken“, sagt er. Weil er auf dem
Land lebt, trifft er dabei so gut wie nie-
manden. Das sei eigentlich auch gut so.
„Ich habe schon Angst, mich anzuste-
cken.“ Die Nachrichten rund um das The-
ma Corona verfolgt S. genau, manchmal
auch mit Unverständnis oder Enttäu-
schung. Darüber, dass Menschen trotz
Warnungen vor der drohenden Anste-
ckungsgefahr in Hochrisikogebieten Ur-
laub machen. Oder darüber, dass sich
manche Gesunde nicht zu einer Impfung
durchringen können. Dass es in der öffent-

lichen Debatte oft um Impfverweigerer
oder die Rechte von Geimpften gehe, sei
schade, sagt er. Er wünscht sich, dass
auch Personen gehört werden, die un-
geimpft sind, aber keine Impfgegner, Per-
sonen wie er.

Das Robert Koch-Institut (RKI) geht al-
lerdings davon aus, dass es nur „sehr weni-
ge Gründe“ gibt, warum sich Personen
dauerhaft oder vorübergehend nicht ge-
gen Covid-19 impfen lassen können. Ge-
naue Zahlen zu nicht impfbaren Personen
gibt es bislang nicht. Zu ihnen werden die
etwa neun Millionen Kinder unter zwölf
Jahren gezählt, für die es noch keinen zu-
gelassenen Impfstoff gibt, und Schwange-
re, für die noch keine Empfehlung der
Ständigen Impfkommission (STIKO) vor-
liegt. Bei Allergien gegen Bestandteile ei-
nes bestimmten Corona-Impfstoffs kann
laut RKI in der Regel auf ein anderes Vak-
zin ausgewichen werden. Viele andere
Personengruppen könnten zwar geimpft
werden, die Impfung sei bei ihnen aber
möglicherweise weniger wirksam. Diese
Einschränkung betrifft Menschen mit ge-
schwächter Immunabwehr wie etwa
Krebspatienten oder Organtransplantier-
te. Bei ihnen müssen die behandelnden
Ärzte die Vor- und Nachteile einer Coro-
na-Impfung genau abwägen. Da immun-
geschwächte Personen aber ein beson-
ders hohes Risiko für schwere Co-
vid-19-Verläufe haben, „wird hier in der
Regel besonders zu einer Impfung gera-
ten“, heißt es vom RKI.

Tobias S. kennt die Zahlen zur Wirk-
samkeit der Corona-Impfung bei Organ-
transplantierten. „Es macht einen trau-
rig, zu sehen, dass sie bei Menschen, die
seit zwei oder drei Jahren transplantiert
sind, nur bei null bis 30 Prozent liegt“,
sagt er. „Das ist halt wenig.“ Und wahr-
scheinlich nicht genug, um im Alltag auf
weitreichende Schutzmaßnahmen zu ver-
zichten. Die Hoffnungen ruhen auf der
positiven Wirkung von Drittimpfungen,
die erste Studien nahelegen.

Im Fall von Tobias S. ist bisher aber
nicht einmal sicher, dass nach Ablauf der
ihm empfohlenen Frist von zwölf Mona-
ten eine erste Impfung gegen Covid-19
möglich ist. Denn das hängt von seinen
Blutwerten ab. Seit der Transplantation
muss er sogenannte Immunsuppressiva
nehmen. Die Medikamente sollen verhin-
dern, dass sein Körper das neue Herz ab-
stößt, aber sie schwächen auch seine Ab-
wehrkräfte. Ihre Dosierung muss immer
exakt auf seinen körperlichen Zustand ab-
gestimmt werden. Und sie haben zum
Teil sehr starke Nebenwirkungen. „Ich
habe nicht jeden Tag dieselbe Power“,
sagt Tobias S. „Aber man muss sich halt
zurückkämpfen.“ Bis er sich selbst imp-
fen lassen kann, wird er weiter sehr zu-
rückgezogen leben. Er habe schon so viel
durchgestanden, sagt er. „Und ich will
weiterleben. Deshalb muss ich diesen
Schutz einhalten.“

Die Zusammenkunft markiere einen
„stratosphärischen Augenblick für Ita-
lien“, die „Augen der Welt“ seien auf
Rom gerichtet. So sprach am Sonntag-
mittag, erkennbar ergriffen, der italieni-
sche Gesundheitsminister Roberto Spe-
ranza. Er meinte das zweitägige Treffen
mit seinen Amtskollegen aus der
G-20-Gruppe der maßgeblichen Wirt-
schaftsnationen, das er in den Kapitolini-
schen Museen in Rom eröffnete. Aus
Berlin war Bundesgesundheitsminister
Jens Spahn (CDU) angereist. Der konn-
te sich in Rom erholen von den Verbalan-
griffen der heimischen Impfgegner, über
die er zuletzt geklagt hatte. Das Treffen
fand in hybrider Form statt. Einige Mi-
nister, unter ihnen Spahns amerikani-
scher Amtskollege Xavier Becerra, wa-
ren persönlich angereist, andere ließen
sich per Video zuschalten.

Die Perspektive von Gastgeber Spe-
ranza mochte nicht ganz übereinstim-
men mit der Außensicht auf die Ressort-
tagung einer informellen Staatengrup-
pe. Doch Italien hat in diesem Jahr den
Vorsitz der G 20, und das Treffen von Ge-
sundheitsministern mag in Zeiten der
Pandemie tatsächlich fast so wichtig sein
wie der Gipfel der Staats- und Regie-
rungschefs, der Ende Oktober ebenfalls
in Rom stattfinden wird.

Die zentralen Themen der Tagung wa-
ren der aktuelle Kampf gegen das Coro-
navirus sowie eine global koordinierte
Strategie zur Abwehr künftiger Pande-
mien. Speranza hatte schon im Vorfeld
des Treffens einen „Pakt von Rom“ erar-
beiten lassen, mit welchem sich die Teil-
nehmer zu nichts weniger als zur „Imp-
fung aller Menschen auf der Welt“ ver-
pflichten sollten. Dies sei ein ambitio-
niertes, aber erreichbares Ziel, sagte Spe-
ranza: „Die reichsten und stärksten Län-
der sollen sich die Entwicklung einer
Impfkampagne für alle Nationen zur Auf-
gabe machen. Denn niemand rettet sich
allein. Und die Impfung ist die Waffe,
die uns zur Verfügung steht.“

Um die Impfung aller Erdenbewohner
mit einer ersten Dosis zu erreichen, sei-
en zunächst weitere sechs Milliarden
Impfdosen erforderlich, heißt es in Spe-
ranzas Entwurf. Der soll nach seiner Vor-
stellung an diesem Montag verabschie-
det werden. Der Impfglobalismus sei
nicht nur ein Gebot der humanitären Hil-
fe und der Gerechtigkeit gegenüber den
Entwicklungs- und Schwellenländern,
bekräftigte Speranza, sondern liege im
ureigenen Interesse der reichen und ent-
wickelten Staaten. Denn selbst wenn die-
se ihre Gesellschaften fast vollständig
durchimpften, könnte das in Afrika und
Asien weiter zirkulierende Virus neue ge-
fährliche Mutanten entwickeln, die dann

auch zur Gefahr für die wohlhabenden
Weltregionen würden. Noch am Sonntag
kündigte Jens Spahn in Rom an, Deutsch-
land werde bis Jahresende 100 Millionen
Dosen für die internationale Impfkampa-
gne zur Verfügung stellen.

Während am ersten Tag des Treffens
über konkrete Schritte im Kampf gegen
Covid-19 gerungen wurde, soll es an die-
sem Montag um grundsätzlichere Fragen
gehen. Wie kann sich die Welt auf das ver-
mutlich immer häufigere Überspringen
von Krankheitserregern von Tieren auf
Menschen wappnen? Wie können Tätig-
keiten im Gesundheitsbereich attraktiver
gemacht werden? Wie können wissen-
schaftliche Erkenntnisse sowie der Zu-
gang zu Impfstoffen und Medikamenten
besser und gerechter zwischen entwickel-
ten Staaten und Entwicklungsländern
verteilt werden? Die Regierung in Rom
unter Ministerpräsident Mario Draghi
scheint eine Antwort auf die Frage gefun-
den zu haben, was zu tun ist, wenn es
nicht an Impfstoff mangelt, sondern an
der Impfbereitschaft. Als erstes Land Eu-
ropas erwägt Italien die Einführung ei-

ner allgemeinen Corona-Impfpflicht, hat-
ten Draghi und Speranza am Donnerstag
bestätigt. Voraussetzung sei jedoch, dass
die europäische wie die italienische Arz-
neimittelagentur den bisher verwende-
ten Impfstoffen die allgemeine Zulas-
sung statt wie bisher nur die Notfallzulas-
sung erteilten.

Im März hatte Rom als Ziel ausgege-
ben, bis Ende September 80 Prozent der
Bevölkerung über zwölf Jahre vollstän-
dig zu impfen. Am Sonntag lag der Wert
bei 72,3 Prozent. Zwar ist Pandemie-Son-
derkommissar Francesco Figliuolo wei-
terhin überzeugt, die Zielmarke bis Mo-
natsende zu erreichen. Doch allein die
Ankündigung Draghis, eine allgemeine
Impfpflicht zu erwägen, hat für erhebli-
che Spannungen in dessen breiter Regie-
rungskoalition geführt. Die rechtsnatio-
nale Lega des früheren Innenministers
Matteo Salvini ist gegen den Impfzwang.
Die Sozialdemokraten und andere Links-
parteien in der Koalition sind dafür.

Schon seit Mai gilt in Italien die Impf-
pflicht für das Personal im Gesundheits-
wesen. Zu Beginn des Schuljahres und

des Wintersemesters hätte diese nach
dem Willen Draghis und Speranzas auch
im Bildungswesen eingeführt werden sol-
len. Wegen des Widerstands von Ge-
werkschaftern sowie von rechten Partei-
en gilt dort aber vorerst „nur“ die Pflicht
zum sogenannten Green Pass. Mit die-
sem lässt sich die Impfung mit mindes-
tens einer Dosis, die Genesung von ei-
ner Covid-19-Erkrankung oder ein nega-
tiver Test in den zurückliegenden 48
Stunden nachweisen.

Der Green Pass muss seit August in
den Innenräumen von Restaurants, bei
Kultur- und Sportveranstaltungen sowie
in Museen, seit Anfang September zu-
dem in Fernzügen, Überlandbussen und
Flugzeugen vorgezeigt werden. Die Aus-
weitung der Green-Pass-Pflicht auf weite-
re Arbeits- und Lebensbereiche haben
Draghi und Speranza schon angekündigt.
Proteste gegen den „grünen Pass“ hat es
bisher nur wenige gegeben. Etwa acht
von zehn Italienern finden gemäß jüngs-
ten Umfragen den Green Pass gut. Ge-
nauso viele Befragte äußern ihre Zustim-
mung zu einer allgemeinen Impfpflicht.

reb. HAGEN. Bundeskanzlerin Angela
Merkel (CDU) hat am Sonntag abermals
eine von der verheerenden Juli-Flut be-
sonders betroffene Region besucht. Ge-
meinsam mit Unionskanzlerkandidat Ar-
min Laschet traf Merkel zunächst in
Schalksmühle im Sauerland die Kamera-
den zweier in Altena und Werdohl beim
Hochwassereinsatz ums Leben gekomme-
ner Feuerwehrleute. Im Nordwesten des
Sauerlands hatte die Hochwasserkatastro-
phe Altena besonders schwer getroffen.
Nach Erdrutschen und Überschwemmun-
gen war die Kleinstadt zunächst so gut
wie von der Außenwelt abgeschnitten.
Nach Einschätzung der Altenaer Stadtver-
waltung entstanden allein an der kommu-
nalen Infrastruktur Schäden in Höhe von
rund 60 Millionen Euro.

In Hagen, am Rand des Ruhrgebiets, in-
formierte sich Merkel über den Stand der
Aufräum- und Wiederaufbauarbeiten.
Die Kanzlerin ließ sich eine Brücke zei-
gen, die dank beschleunigter Planung,
Vergabeerleichterungen des Landes und
der Nutzung von Fertigteilen nur gut sie-
ben Wochen nach der Hochwasserkata-
strophe weitgehend fertiggestellt werden
konnte. Danach nahmen die Kanzlerin
und der nordrhein-westfälische Minister-
präsident in Hagen an einer Kommunal-
konferenz für Oberbürgermeister, Landrä-
te und Verwaltungsfachleute aus den be-
troffenen Flutregionen teil.

„Es liegt noch viel Arbeit vor uns“, sag-
te Merkel anschließend. Ihr gehe es auch
um ein Signal, „dass sich solche Besuche

auch von einer kommenden Bundesregie-
rung wiederholen müssen“. Der Wieder-
aufbau werde lange dauern, das werde
mit jedem Tag klarer. Bund, Land und
Kommunen müssten „in einer Linie arbei-
ten“. Die Kanzlerin bot den Kommunen
an, ihnen Personal aus Bundesbehörden
in Bonn zur Verfügung zu stellen, um Eng-
pässe zu vermeiden. „Ich habe die Verant-
wortlichen vor Ort ermuntert, dies uns
schnell mitzuteilen, damit sich nicht erst
Frustration anstaut“, sagte die Kanzlerin.

Der nordrhein-westfälische Minister-
präsident würdigte, dass Bundestag und
Bundesrat in dieser Woche den Fluthilfe-
fonds in Höhe von 30 Milliarden Euro ver-
abschieden wollen. Dass dies in so kurzer
Zeit nach der Katastrophe gelinge, sei
eine große Leistung, sagte Laschet. Bei
der Bewältigung der Flutfolgen handle es
sich um eine gesamtgesellschaftliche na-
tionale Aufgabe. „Der Zusammenhalt in
unserem Land ist größer, als viele es be-
schreiben.“

Laschet erinnerte daran, dass die Kata-
strophe auch viele Betriebe schwer getrof-
fen hat. Allein in der Region Südwestfa-
len seien es 2000 Firmen mit einer Scha-
denssumme von 1,4 Milliarden Euro. Es
gelte, diesen Unternehmen und ihren Mit-
arbeitern „jetzt schnell eine Perspektive
zu geben“, damit es nicht zu Betriebsverla-
gerungen komme.

Bei der Flut Mitte Juli waren in Rhein-
land-Pfalz und Nordrhein-Westfalen
mehr als 180 Menschen ums Leben ge-
kommen. Es entstand ein Sachschaden in
zweistelliger Milliardenhöhe.

„Pakt von Rom“ für die ganze Welt
Italiens Gesundheitsminister prescht mit Aufruf für eine globale Impfkampagne vor / Von Matthias Rüb, Rom

Wollen vermehrt auch in Entwicklungsländern impfen: Jens Spahn und Roberto Speranza (r.) am Sonntag in Rom  Foto EPA

Wenn nur das Zuhause vor Corona schützt

Wollen Frustration vorbeugen: Merkel und Laschet in Schalksmühle Foto dpa

Tobias S. versteht nicht,
dass Gesunde eine
Impfung ablehnen. Er
lebt mit einem
Spenderherz und hat
vorerst keine Wahl.

Von Anna-Lena
Ripperger

„Es liegt noch viel
Arbeit vor uns“
Merkel und Laschet besuchen von der Flut besonders
betroffene Orte in Nordrhein-Westfalen
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